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Zum Thema.

55 Gemeinden 
beherbergen 
Asylwerber
WIEN. (VN-ebi) 1659 Asyl-
werber leben derzeit in 55 
Gemeinden Vorarlbergs. 41 
Kommunen, darunter etwa 
Meiningen, Bizau und Mit-
telberg nahmen bisher keine 
asylsuchenden Personen auf. 
Einen verhältnismäßig gro-
ßen Beitrag leisten die klei-
nen Gemeinden. So hat Blons 
bei 334 Einwohnern 21 Asyl-
werbern ein Quartier zur Ver-
fügung gestellt oder Raggal 
bei 849 Bürgern 34 Schutz-
suchenden Obdach gegeben. 
Auch Innerbraz, Schruns und 
Bludesch beherbergen relativ 
gesehen zu ihrer Einwohner-
zahl deutlich mehr Asylwer-
ber als Gemeinden wie Alt-
ach, Koblach, Lustenau oder 
Rankweil.

Bezirk Bregenz als Schlusslicht
Werden die Zahlen in Form 
einer Quotenerfüllung auf 
Bezirksebene berechnet, so 
ist der Bezirk Bludenz mit ei-
ner Quote von 180,21 Prozent 
bzw. 519 statt erforderten 288 
Asylwerbern Spitzenreiter. 
Genau was Bludenz zu viel 
bringt, schaff t der Bezirk Bre-
genz zu wenig. 231 Schutzsu-
chende wären dort für eine 
Quote von hundert Prozent 
notwendig, die derzeit bei 
62,13 Prozent liegt. Dornbirn 
ist derzeit mit 73,82 Prozent 
im Mittelfeld und beherbergt 
statt 401 derzeit 296 Asylwer-
ber. Feldkirch kratzt mit 95,67 
Prozent an der Quotenerfül-
lung. 21 Asylwerber fehlen 
dem Bezirk auf die Soll-Ziel-
erfüllung von 486.

Die Quote stößt auf Ablehnung
Asylgipfel in Wien: 
Länder verhindern eine
verpfl ichtende Bezirks-
quote.

WIEN. Um 17.30 Uhr hat sich 
am Mittwoch die Regierungs-
spitze mit den Landeschefs in 
Wien an einen Tisch gesetzt. 
Das Ziel von Bundeskanzler 
Werner Faymann (SPÖ) war 
es, mit der Einführung von 
Bezirksquoten eine gleich-
mäßige Verteilung von Asyl-
suchenden in Österreich zu 
schaff en. Das haben die Län-
der allerdings als „praxisfern“ 
abgelehnt. „In Vorarlberg hät-
ten wir vier zusätzliche Stel-
len dafür schaff en müssen. 
Das wäre nichts anderes ge-
wesen, als unsere Verwaltung 
weiter aufzublähen“, erklärt 
Landeshauptmann Markus 
Wallner den VN nach mehr 
als vier Stunden „besonders 
intensiven“ Verhandlungen. 
Er brauche keine Bezirks-
quote. „Wir müssen mit den 
Gemeinden zusammenarbei-
ten und sie nicht als Gegner 
gegen uns stellen“, kritisiert 
Wallner den Faymann-Vor-
schlag. Zudem, betont er, sei 
die Situation in einem Land 
wie Vorarlberg mit nur vier 
Bezirken überschaubar.

Vorarlberg erfüllt die Quote 
derzeit zu rund 95 Prozent. 
Während der Bezirk Bludenz 
sein Soll deutlich übererfüllt, 
sind die anderen drei Bezirke 
hingegen mehr oder weniger 
säumig.

Versuch der Abstimmung
Ein Ergebnis gab es somit am 
Mittwoch nicht. Vielmehr sei 

es ein Versuch der Abstim-
mung und der Strategiefi n-
dung für die kommenden 
Monate gewesen, erklärt 
Wallner. Nach den Beratun-

gen gab es als einziges Über-
einkommen, dass man bis 
Ende Juli seitens der Länder 
6500 Plätze zur Verfügung 
stellen will. Gemeinsam mit 
dem Innenministerium wer-
de man einen Plan erstellen, 
was es in den kommenden 
Monaten brauche, hält der 
Landeshauptmann fest. „Ne-
ben der üblichen Quartier-
suche werden wir auch die 
Frage von mobilen Wohn-

einheiten auf den Boden 
bringen müssen. Hier hat der 
Bund schon Unterstützung 
signalisiert.“ Die Aufgabe des 
Landes sei es nun, mögliche 
Grundstücke zu suchen. Wie 
die VN berichteten, prüft Vor-
arlberg derzeit die Angebote 
für Möglichkeiten mobiler 
Wohneinheiten aus Holz.

Vage wurde von Wallner 
und vonseiten der Hilfsorga-
nisationen zudem nach dem 

Gipfel signalisiert, dass es 
gewisse fi nanzielle Erleich-
terungen bei der Betreuung 
unbegleiteter Minderjähriger 
geben könnte. Ein endgülti-
ges Ja habe es allerdings noch 
nicht gegeben.

Wenig Hoff nung auf EU-Quote
Stark gemacht hätten sich 
die Landeshauptleute beim 
Kanzler auch für ein Eindäm-
men des Zustroms an Asyl-
werbern. Einerseits müsse 
man schauen, wo die Anzie-
hungseff ekte sein könnten. 
Schließlich sei Österreich 
mittlerweile ein beliebtes 
Land, spielt Wallner auf die 
kurze Dauer der Bearbeitung 
von Asylanträgen und diver-
se Sozialleistungen an. Ande-
rerseits gehe es auch darum, 
die EU-Quote durchzusetzen, 
was aber noch dauern könn-
te.

Diese will Faymann zwar 
beim heute, Donnerstag, be-
ginnenden EU-Gipfel erneut 
bewerben. Allerdings trat 
bereits am Mittwoch zutage, 
dass auch auf EU-Ebene eine 
verbindliche Quote nicht un-
bedingt willkommen ist. Die 
Idee, dass Brüssel diese auf-
erlege, funktioniere nicht, 
sagte ein EU-Diplomat in 
Brüssel. Die Verteilung könne 
daher nur auf freiwilliger Ba-
sis erfolgen. Dies werden die 
EU-Staats- und Regierungs-
chefs nun zu vereinbaren 
haben. Denn bei dem Treff en 
der EU-Innenminister vor ei-
ner Woche hatte sich gezeigt, 
dass ein Dutzend der 28 EU-
Staaten gegen verpfl ichtende 
Verteilschlüssel ist. Faymann 
will die Mitgliedsländer zu-
dem darauf drängen, Fin-
gerprints der Flüchtlinge zu 
nehmen und sie nicht einfach 
durchzuwinken.
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WIEN. Ungarns Ankündigung, 
keine Flüchtlinge mehr zu-
rückzunehmen, die in ande-
re EU-Länder weitergereist 
sind, sorgte für heftige Kri-
tik. Österreich, das von der 
Suspendierung der Dublin-
III-Verordnung besonders 
betroff en wäre, forderte die 
EU-Kommission auf, ein Ver-
tragsverletzungsverfahren zu 
prüfen. Die EU-Kommission 
verlangte die Einhaltung der 

Vereinbarungen. Budapest 
ruderte am Mittwoch zu-
rück. Ungarn habe keine 
EU-Rechtsnorm gekündigt. 
Allerdings habe das Land 
mit ernsthaften Kapazitäts-
problemen zu kämpfen. Die 
Zahl der Asylanträge ist laut 
Eurostat in Ungarn innerhalb 
eines Jahres um 1236 Pro-
zent angestiegen. Im ersten 
Quartal 2014 waren es noch 
2455, 2015 im Vergleich schon 

32.810 Anträge. Die durch-
schnittliche Steigerungsrate 
in der EU liegt bei 86 Prozent. 
Österreich und Portugal ver-
zeichneten mit einem Plus 
von rund 180 Prozent den 
zweit-höchsten Anstieg. Dies 
ist dennoch eine fast sieben 
Mal niedrigere Steigerungs-
rate als jene in Ungarn. Öster-
reich hatte im ersten Quartal 
2014 etwa 3470 Asylanträge, 
2015 rund 9710 verzeichnet.

1236 Prozent mehr Anträge gestellt

Gesprächsrunde zwischen den Landeschefs (l.) und der Regierungsspitze (r.).  FOTO: APA

Das Tessin plant 
Grenzschließung

Tourismusorte 
machen mobil

Serbien fürchtet 
Katastrophe

BERN. Norman Gobbi, Regie-
rungspräsident im Schweizer 
Kanton Tessin (Lega), plant, 
aufgrund der steigenden 
Flüchtlingszahlen die Gren-
ze zu Italien zu schließen. 
Als Vorbild nennt er die Re-
gierung in Paris, die mit Poli-
zeikräften seit mehr als einer 
Woche die Grenze zwischen 
Italien und Frankreich nahe 
Ventimiglia dicht macht. 
Gobbis Parteikollege Loren-
zo Quadri schlägt sogar vor, 
einen Zaun an der Tessiner 
Grenze zu Italien aufzustel-
len.

ROM. Spitzenpolitiker zahl-
reicher Tourismusregionen 
Italiens protestieren gegen 
eine weitere Aufnahme von 
Flüchtlingen. Laut dem Bür-
germeister von Jesolo, Va-
lerio Zoggia würden viele 
Flüchtlinge jetzt ziellos durch 
die Stadt ziehen, Hoteliers 
klagten, dass Touristen ihren 
Urlaub bereits abgesagt hät-
ten. Dem Protest schließen 
sich der Präsident Venetiens, 
Luca Zaia, der Bürgermeister 
Venedigs, Luigi Brugnaro und 
der Präsident der Region Li-
gurien, Giovanni Toti an.

BELGRAD. Serbien könnte mit 
einer humanitären Katast-
rophe konfrontiert werden, 
warnten Belgrader Medien 
am Mittwoch übereinstim-
mend. Die vergangene Woche 
getroff ene Entscheidung der 
ungarischen Regierung, an 
der Grenze zu Serbien einen 
vier Meter hohen Eisenzaun 
zu errichten, hat zu einem 
raschen Anstieg der Flücht-
lingszahl geführt. Serbien 
hatte bisher nur als Transit-
route für Migranten gedient. 
Auf der Westbalkan-Route 
kamen laut EU-Grenzschutz-
agentur Frontex 2015 in den 
ersten fünf Monaten rund 
50.500 Personen in die EU, 
die meisten davon von Serbi-
en über Ungarn.

Protest auf 
der Autobahn

Grenzkontrolle 
als letzter Weg

SALZBURG. Die Gemeinde St. 
Georgen im Attergau will am 
ersten August die Westauto-
bahn blockieren, sollten die 
Zelte im Erstaufnahmezent-
rum Thalham bei St. Georgen 
bis Ende Juli nicht abgebaut 
worden sein. Die Salzburger 
Bürgerliste forderte unter-
dessen, dass die städtischen 
Turnsäle in den Sommerferi-
en als Notmaßnahme geöff -
net werden. Das sei besser, 
als Zelte aufzubauen. Im Bur-
genland wurden binnen 24 
Stunden 74 Flüchtlinge auf-
gegriff en.

WIEN. FPÖ und Team Stron-
ach forderten am Mittwoch 
die Wiedereinführung der 
Grenzkontrollen zu Ungarn. 
Innenministerin Johanna 
Mikl-Leitner (ÖVP) schließt 
das zwar als letzte Maßnah-
me nicht aus, sie gibt aber zu 
bedenken, dass damit auch 
die Reisefreiheit als Herz-
stück der Europäischen Ge-
meinschaft gefährdet wäre.

Der Vorschlag 
von Faymann 

für Bezirksquoten 
war praxisfern.
MARKUS WALLNER


